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Angenommene und überwiesene Anträge 1 

Leitantrag 2 

Antragsteller*in: Bundesvorstand AG Selbst Aktiv      3 

Empfänger*innen: SPD-Bundestagsfraktion, SPD Parteivorstand,  4 

 S & D Fraktion im Europaparlament 5 

(Angenommen) 6 

Auch wir sind Europa – aktiv, inklusiv, solidarisch! 7 

Das Leitmotiv ist handlungsleitend für den Zusammenhalt behinderter und 8 

nichtbehinderter Menschen in ganz Europa. Von derzeit über 500 Mio. 9 

Einwohnerinnen und Einwohnern sind ca. 80 Mio. Menschen mit einer 10 

Behinderung (Quelle:  Agentur der europäischen Union f. Grundrechte). 11 

Wir sind Teil Europas und wollen anstelle des traditionell bewährten Impulses 12 

„Wir machen doch auch für…“, ein „Wir machen gemeinsam“ Dies soll als fester 13 

Bestandteil auf allen europäischen Ebenen gelebt werden  14 

von der Planung, über die Vorbereitung, bis zur Entscheidung und Handlung, 15 

genau wie es die UN-BRK vorsieht. 16 

Gut 15 Jahre nach dem Europäischen Jahr der Menschen mit 17 

Behinderungen(EJMB), 10 Jahre nach Inkrafttreten der UN-BRK in Deutschland, 18 

aber auch 25 Jahre nach der von behinderten Menschen erkämpften 19 

Verfassungsergänzung gilt es noch heute deutschland- und europaweit die 20 

damals formulierten Ziele umzusetzen. 21 

Bereits die Erklärung von Salamanca, in der erstmalig Inklusion und 22 

Partizipation als ein Begriffspaar bezeichnet wurden, war ein erster 23 

Handlungsauftrag für europäische Gremien. Zukunftsorientiertes, inklusives 24 

Denken und Handeln ist ohne direkte Partizipation von uns Menschen mit 25 

Behinderungen nicht erfolgreich, es verstärkt und verfestigt das bisherige 26 

Gefälle zwischen behinderten und nichtbehinderten Menschen. Aktueller 27 

Bezugspunkt ist immer noch das EJMB von 2003 mit dem Motto „Nichts über 28 

uns, ohne uns.“ Wir behinderten Menschen ergänzten „…aber alles mit uns!“ 29 

Klares Signal für den Gestaltungswillen von behinderten Menschen war beim 30 

EJMB die Auftaktveranstaltung für den deutschsprachigen Raum in Aachen. Von 31 
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zwei Hauptreferaten hielt eines ein behinderter Mensch und ein zweites ein 1 

Vertreter europäischer Behindertenorganisationen. Ebenfalls war klar, dass für 2 

die 2003 geförderten Projekte mindestens 50% der Referentinnen und 3 

Referenten behinderte Menschen selbst sein mussten. Dieser Grundgedanke 4 

der kooperativen Partnerschaft, wie er im Referat zum Empowerment 5 

beschrieben wurde, wird bis heute häufig, aber nicht durchgängig, praktiziert. 6 

Ein inklusiver Arbeitsmarkt, gemeinsames Lernen, eigenständige Wohn- und 7 

Lebensformen, sowie Inklusion in Kultur, Freizeit und Sport waren hier Themen 8 

und sind bis heute Aufträge für Gesellschaft, Politik und uns. 9 

Beeindruckende Beispiele gemeinsamen Unterrichts behinderter und 10 

nichtbehinderter Menschen waren 2003 der Standard gemeinsamer 11 

Beschulung in verschiedenen Ländern, die Wohnformen in Schweden, bis hin zu 12 

dem überzeugenden Selbstbewusstsein der Vertreterinnen und Vertreter der 13 

Independent-Living-Bewegung aus Großbritannien, sowie Berichte zu inklusiven 14 

Projekten aus Südtirol. Sie verdeutlichten insbesondere die mögliche Stärkung 15 

der Identität und des Selbstbewusstseins von uns behinderten Menschen 16 

selbst. Einer der beiden Hauptreferenten bei der Eröffnungsveranstaltung mit 17 

dem Thema Empowerment war der spätere Bundesvorsitzende von Selbst 18 

Aktiv. Er forderte eine gezielte Wahrnehmung auch politischer Aktivitäten durch 19 

behinderte Menschen selbst im europäischen Spektrum. Wir forderten damals 20 

die diskutierten, gesellschaftlichen Veränderungsprozesse endlich in ganz 21 

Europa, aber insbesondere in Deutschland flächendeckend umzusetzen.  22 

Europa hat Orientierungs- und Rahmenfunktion für alle Mitgliedsländer.  23 

Wir in Deutschland können hier auch im sozial- und behindertenpolitischen 24 

Bereich eine Vorreiterrolle wahrnehmen.  25 

Neuorientierungen und Handlungsdruck werden von europäischen Gremien 26 

häufig über europäische Rahmenrichtlinien, wie z. B. die Rahmenrichtlinie zur 27 

Antidiskriminierung oder zur Barrierefreiheit gesetzt.  28 

Die Mitgliedsländer müssen die vorgegebenen Normen innerhalb einer 29 

bestimmten Zeit umsetzen, oder sie werden entsprechend sanktioniert.  30 

Ein Beispiel für Deutschland ist die noch immer nicht durch alle Bundesländer 31 

erfolgte Umsetzung der europäischen Rahmenrichtlinie zur barrierefreien 32 

Internetkommunikation. Wir fordern, dies auf Länderebene zügig zu 33 

verwirklichen. 34 

Selbst Aktiv hat konkrete Forderungen an die SPD, die deren Europapolitik 35 

entsprechend sozial und behindertenpolitisch begleiten sollen. Dies auch vor 36 
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dem Hintergrund, dass auch die Europäische Union die UN-1 

Behindertenrechtskonvention ratifiziert hat. 2 

Wir formulieren folgende Punkte behindertenpolitischen Handelns: 3 

 Die Umsetzung von Artikel 29 der UN-BRK zum Aktiven und Passiven 4 

Wahlrecht behinderter Menschen. Hierin gilt es insbesondere das 5 

Wahlrecht zu ändern, damit die Wahlrechtsausschlüsse für über 80.000 6 

Menschen mit Behinderungen in Deutschland abgeschafft werden. 7 

Ebenfalls fordern wir alle Parteien, aber insbesondere die SPD auf, bei 8 

künftigen Europawahlen Menschen mit Behinderungen auf sicheren 9 

Listenplätzen kandidieren zu lassen und so die Botschaft „Nichts über 10 

uns, ohne uns“ glaubwürdig zu unterstreichen. 11 

 Die seit 10 Jahren verabschiedete Antidiskriminierungsrichtlinie muss 12 

auch in Deutschland verabschiedet werden, und andere Länder mit 13 

Vollzugsdefizit sind ebenfalls hierzu aufzufordern. 14 

 Besonderen Schutz vor Diskriminierung verlangt die Richtlinie für 15 

behinderte Mädchen und Frauen, die sowohl auf Grund ihres 16 

Geschlechtes als auch ihrer Behinderung in doppelter Weise gefährdet 17 

sind. Diesen besonderen Schutz fordern wir nachdrücklich. 18 

 Es sind Arbeits-und Beschäftigungsprogramme für behinderte Menschen 19 

europaweit zu initiieren. Eine Rahmenrichtlinie zum Recht auf Arbeit 20 

gemäß Artikel 27 der UN-BRK ist zu verabschieden. 21 

 In allen Lebensbereichen muss grundsätzlich eine barrierefreie 22 

unterstützte Kommunikation selbstverständlich sein- ob im Bereich 23 

Leichte Sprache, Informationsassistenz, wie z.B. Gebärdensprache, 24 

Audiodeskription und Lormen sowie die apparative Versorgung. 25 

 Das 2010 auf 10 Jahre verabschiedete Programm zur Verbesserung der 26 

Situation behinderter Menschen in Europa läuft im kommenden Jahr aus. 27 

 Ein ebenfalls auf 10 Jahre aufgelegtes Folgeprogramm und ein ständiges 28 

Begleitprogramm zur Umsetzung und Angleichung der Lebenssituation 29 

und Lebensqualität behinderter Menschen in ganz Europa ist notwendig. 30 

 Im Bereich Kultur, Freizeit und Sport fordern wir ein breites Programm 31 

zum intensiven Austausch behinderter und nichtbehinderter Menschen 32 

in Europa. Diese Austauschveranstaltungen müssen von Anfang an 33 

inklusiv angelegt werden und so das Kennenlernen, unabhängig davon, 34 

ob behindert oder nichtbehindert, stärken. Darüber hinaus fordern wir, 35 
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dass in den jeweiligen europäischen Kulturhauptstädten inklusive 1 

Programme vorgesehen werden. 2 

 Der Bereich inklusiver Bildung ist in Europa noch ein bunter 3 

Flickenteppich. Um die Umsetzung gemeinsamen Unterrichts in Europa 4 

zügig voranzubringen, sollten entsprechende Mittel aus 5 

Sonderprogrammen ihn europaweit unterstützen. Eine inklusive Bildung, 6 

von der Kita über die Schule, bis hin zur Berufsausbildung, im Studium 7 

und zur Erwachsenenbildung muss in den Mitgliedsländern in ihre 8 

jeweiligen Bildungssysteme integriert werden. 9 

 Die bereits langjährig bestehende Intergroup aus engagierten Europa-10 

Politikerinnen und   Politikern und Vertretern und Vertreterinnen 11 

behinderter Menschen auf EU-Ebene muss gestärkt werden und über die 12 

bisherigen EU-Parlamentarier weit hinausgehen. 13 

 Im Rahmen allgemeiner Bewusstseinsbildung schlagen wir vor in 14 

unterschiedlichen Ländern zum Themenspektrum Best Practise Tagungen 15 

durchzuführen und die Nachahmung durch Sonderprogramme finanziell 16 

zu fördern. 17 

 Die von der EU eingeführte European Disability Card muss aufgegriffen 18 

werden und zu einem europaweiten verbindlichen europäischen 19 

Behindertenausweis weiterentwickelt werden. Die European Disability 20 

Card hat bisher keinen verbindlichen Charakter und ist zurzeit in nur acht 21 

Mitgliedsstaaten der EU eingeführt. Es gilt auch hier die EU-Erweiterung 22 

für uns Menschen mit Behinderungen zu verwirklichen. Orientierung 23 

hierbei könnte auch der europaweit geltende Parkausweis sowie eine 24 

spezielle Bahncard sein. Ein europäischer Behindertenausweis wäre ein 25 

kräftiges Signal für ein gemeinsames solidarisches Europa. 26 

 Um europaweit gleiche, und zwar jeweils auf dem höheren Niveau 27 

angesiedelte Standards für Menschen mit Behinderungen zu 28 

gewährleisten, fordern wir europaweite Benchmarks aller 29 

Nachteilsausgleiche behinderter Menschen in Europa. Dies soll 30 

verbunden sein mit einem Programm zur Umsetzung europaweit gleicher 31 

Standards auf dem jeweils höchsten Niveau.  32 

 33 

Über 500 Mio. Menschen leben in Europa, davon 80 Mio. Menschen mit einer 34 

Behinderung; diese sind Merkmal eines demokratischen Gemeingefüges und 35 

heben Europa positiv ab von konkurrierenden großen Blöcken in der Welt. 36 
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Europa muss sich mit einem demokratisch, an Mitbestimmung orientierten 1 

Gesellschaftsmodell und hohen wissenschaftlichen, technischen, 2 

ökonomischen, aber insbesondere sozialen Standards abheben, und somit 3 

Bindewirkung haben, identitätsstiftend nach innen wirken und Strahlkraft für 4 

Nationen außerhalb Europas haben.  5 

Europa ist mehr als ein Wirtschaftsraum. Der soziale Zusammenhalt ist prägend 6 

für ein positives, offenes Miteinander in Europa und ist so auch förderlich für 7 

die Wirtschaft. 8 

Selbst Aktiv und die SPD sollten hier führend und gestaltend in Europa und 9 

Deutschland sein.  10 

 11 

Arbeit, Weiter- und Fortbildung 12 

Antrag AWF 1 13 

Antragsteller*in: Selbst Aktiv Bezirk Hannover 14 

Empfänger*innen: SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesregierung 15 

(Angenommen) 16 

Zukunft der Arbeit sichern – Menschen mit Behinderungen sind da-17 

bei! 18 

Dank sozialdemokratischer Arbeits- und Gesellschaftspolitik ist es gelungen, 19 

Deutschland wieder zum Motor der ökonomischen Entwicklung in Europa zu 20 

machen. Mit einer Arbeitslosenquote von 5,3 % hat Deutschland wieder einen 21 

hohen Beschäftigungsstand und könnte bei Fortentwicklung in den nächsten 22 

Jahren sogar Vollbeschäftigung erreichen. Diese positive Entwicklung ist in den 23 

vergangenen Jahren jedoch weitgehend an den Berufs- und Arbeitsperspekti-24 

ven behinderter Menschen vorbeigegangen. Die Arbeitslosenquote für Men-25 

schen mit Behinderungen beträgt nach wie vor überdurchschnittlich ca. 11 %. 26 

In den vergangenen Jahrzehnten konnte man stets davon ausgehen, dass die 27 

Arbeitslosigkeit behinderter Menschen bedauerlicherweise stets ca. 50 % über 28 
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der der allgemeinen Arbeitslosigkeit lag. Jetzt ist sie wie diese Zahlen belegen 1 

fast doppelt so hoch.  2 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, durch gezielte Qualifikations- und ar-3 

beitsmarktpolitische Maßnahmen die Zugänge für Menschen mit Behinderun-4 

gen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu stärken, abzusichern und umzuset-5 

zen. Hierfür sind die Mittel der Ausgleichsabgabe vorrangig zu verwenden und 6 

Übergangsprogramme von der Werkstatt zum allgemeinen Arbeitsmarkt ver-7 

bindlich zu fördern. Das Budget für Arbeit, wie es ursprünglich aus Rheinland-8 

Pfalz und Niedersachsen stammt, sowie Aufstiegs- und Qualifizierungspro-9 

gramme der Bundesagentur für Arbeit sind finanziell deutlich besser auszustat-10 

ten und mit Menschen mit Behinderungen umzusetzen. Teilhabe an der gesell-11 

schaftlichen Wertschöpfung heißt Teilhabe an der gesellschaftlichen Wert-12 

schätzung, wie es ein führender Mitarbeiter eines großen Automobilkonzerns 13 

ausführte. Wir fordern durchgängige Programme, damit Vollbeschäftigung 14 

auch für Menschen mit Behinderungen und beruflicher Aufstieg realistische Le-15 

bensperspektiven werden. 16 

 17 

Antrag AWF 2 18 

Antragssteller*in: Arbeitsgemeinschaft Selbst Aktiv NRWSPD –Vorstand- 19 

Empfänger*innen: SPD-Parteivorstand, SPD-Bundestagfraktion 20 

(Angenommen) 21 

Bildung einer Arbeitsgruppe zum Thema "Die Entlohnung der Men-22 

schen mit Behinderungen in der WfbM im Zusammenhang mit der 23 

künftigen arbeitsmarktpolitischen Rolle der Werkstatt 24 

Der Bundesvorstand richtet eine Arbeitsgruppe zum Thema "Entlohnung von 25 

Menschen mit Behinderung in der WfbM im Zusammenhang mit der künftigen 26 

arbeitsmarktpolitischen Rolle der Werkstatt" ein. Zu den Aufgaben der Arbeits-27 

gruppe gehören insbesondere 28 

• die Erarbeitung von Vorschlägen für eine bessere Struktur der Entlohnung für 29 

Menschen mit Behinderung in der WfbM ohne Kürzung der Sozialversiche-30 

rungs- und Rentenansprüche  31 
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• die Diskussion der künftigen arbeitsmarktpolitischen Rolle der Werkstätten in 1 

einem stärker inklusiv ausgerichteten Arbeitsmarkt unter Beteiligung von Ver-2 

tretern der Werkstatträte 3 

• die Erarbeitung sinnvoller inklusiver Alternativen entsprechend Artikel 27 der 4 

UN-BRK und die Überprüfung der Wirksamkeit oder Unwirksamkeit bisher ein-5 

gesetzter Instrumente zur Schaffung von Arbeitsplätzen für Menschen mit Be-6 

hinderungen auf dem ersten Arbeitsmarkt.  7 
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Antrag AWF 3 1 

Antragsteller*in: Selbst Aktiv SPD-Bezirk Hessen-Süd 2 

Empfänger*in: SPD-Bundestagfraktion 3 

(Angenommen) 4 

Dynamisierung der Pflichtquote zur Beschäftigung schwerbehinder-5 

ter Menschen 6 

Die Pflichtquote zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen beträgt seit 7 

2004 nun 5%. Diese Quote soll zukünftig dynamisiert werden und sich am jähr-8 

lich aktualisierten Anteil schwerbehinderter Menschen an der Bevölkerung im 9 

erwerbsfähigen Alter richten. 10 

 11 

 12 

Antrag AWF 4 13 

Antragsteller*in: Selbst Aktiv SPD-Bezirk Hessen-Süd 14 

(Angenommen) 15 

Mindestlohn 16 

Eine inklusive Gesellschaft heißt auch, dass Menschen mit Behinderung aktiv 17 

am Arbeitsleben teilnehmen und einen Anspruch auf einen Mindestlohn ha-18 

ben. 19 

Deshalb fordern wir, dass Menschen mit Behinderung einen gesetzlich verein-20 

barten Mindestlohn erhalten.  21 
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Antrag AWF 5 1 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 2 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD-Bundesvorstand,  3 

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag 4 

(Angenommen) 5 

Dauerhafte bundesweite Weiterführung der Initiative Inklusion 6 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-7 

renz möge beschließen, dass die Initiative Inklusion bundesweit dauerhaft wei-8 

tergeführt werden soll und die potentiellen Arbeitgeber und Ausbildungsplätze 9 

über diese Initiative umfassend informiert werden. Die Initiative Inklusion er-10 

gänzt das bestehende Instrumentarium zur Förderung der Teilhabe schwerbe-11 

hinderter Menschen am Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mit 12 

zusätzlichen Maßnahmen. 13 

 14 

 15 

Antrag AWF 6 16 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 17 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD-Bundesvorstand,  18 

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag  19 

(Angenommen) 20 

Einheitlicher barrierefreier Antrag für Leistungen zur Teilhabe am 21 

Arbeitsleben  22 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-23 

renz möge beschließen, dass ein einheitlicher Antrag für die „Leistungen zur 24 

Teilhabe am Arbeitsleben erstellt wird, der bundeseinheitlich barrierefrei ge-25 

staltet ist und im Internet barrierefrei zur Verfügung gestellt wird.  26 
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Desweiteren soll der Inhalt dieses Antrages so abgestimmt sein, dass er für alle 1 

Leistungsträger gleichermaßen gilt. Selbst Aktiv fordert, dass alle Leistungsträ-2 

ger in Zukunft diesen identischen barrierefreien Antrag für „Leistungen zur Teil-3 

habe am Arbeitsleben“ ausgeben.   4 

 5 

Antrag AWF 7 6 

AntragstellerIn:  AG Selbst Aktiv, Landesverband Sachsen-Anhalt  7 

Empfänger*innen: SPD-Bundestagsfraktion, SPD Parteivorstand 8 

(Angenommen) 9 

Qualifizierte Mitarbeiter in Jobcentern und Arbeitsagentu-10 

ren - SGB II und III bei psychischen Erkrankungen 11 

Der SPD- Parteivorstand sowie die SPD-Bundestagsfraktion werden aufgefor-12 

dert, für den Bereich der Leistungsempfänger mit psychischen Erkrankungen im 13 

SGB II hinzuwirken, dass in den Jobcentern die Qualifizierung der Beschäftigten 14 

verstärkt wird, um für diesen besonderen Personenkreis vorbereitet zu sein. 15 

Der bisherige Verzicht des Gesetzgebers auf jegliche verfahrensrechtliche Um-16 

setzung eines Betreuungskonzeptes führt hier, besonders bei diesem Personen-17 

kreis, zu negativen Entwicklungen bei dem Ziel gem. §14 Abs.1 SGB II diese in 18 

Arbeit einzugliedern.  19 
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Bildungspolitik 1 

Antrag B 1 2 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 3 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD Bundesvorstand und – 4 

Fraktion, SPD-Bundesparteitag 5 

(Angenommen lt. Konsens) 6 

Stellenausschreibungen bei Bund und Ländern 7 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-8 

renz möge beschließen, dass 9 

Bund, Länder und Regierungsbezirke in ihren Stellenausschreibungen für die 10 

von ihnen mitfinanzierten Arbeitsplätze ihren Katalog der möglichen Ausbil-11 

dungswege, wozu auch die Hochschulausbildung gehört, regelmäßig aktualisie-12 

ren und somit auch neuere anerkannte Ausbildungswege in ihren Anforde-13 

rungskatalog aufnehmen. Unter anderem dürfen bei Bewerbungsverfahren im 14 

Bund, Ländern und Bezirken Absolventen mit dem Abschluss des Studiengangs 15 

Bachelor of Arts (BA) für außerschulische Sonderpädagogik und der dazugehö-16 

rige Master of Arts (MA) Sonderpädagogik nicht automatisch aus dem Bewer-17 

bungsverfahren für ausgeschriebene Sozialpädagogenstellen im Behinderten-18 

bereich ausgeschlossen werden.  19 
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Antrag B 2 1 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 2 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD-Bundesvorstand,  3 

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag  4 

(Angenommen) 5 

Kostenlose Ausbildung und finanzielle Förderungen bei Ausbil-6 

dungskosten für alle Berufe für Menschen mit Behinderungen; Ein-7 

führung von Stipendien für Menschen mit Behinderung 8 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-9 

renz möge beschließen, dass für Menschen mit Behinderungen eine kostenlose 10 

Ausbildung sowie spezielle und individuelle Förderungen in allen Ausbildungs-11 

berufen zu gewährleisten sowie spezielle Stipendien für Sonderausbildungen 12 

oder Studiengängen für Menschen mit Behinderungen einzuführen. 13 

 14 

Antrag B 3 15 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 16 

 17 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD-Bundesvorstand,  18 

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag  19 

(Angenommen) 20 

Umschulungen und Weiterbildungen müssen auch in der Erwachse-21 

nenbildung barrierefrei angeboten werden 22 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-23 

renz möge beschließen, dass Umschulungen sowie Weiterbildungen in der Er-24 

wachsenenbildung in BFWs, Berufsschulen und anderen entsprechenden Ein-25 

richtungen in barrierefrei gestalteten Räumen jeder Art durchgeführt werden. 26 

„Barrierefrei“ bedeutet dabei, dass Geh-, Seh- sowie hörbehinderte oder psy-27 

chisch kranke Menschen uneingeschränkt in der Lage sind, ihre Lern und Aus-28 

bildungsziele in einem angemessenen barrierefreien Umfeld wie Räumlichkei-29 

ten, Lehr und Lernmittel, digitale Zugänge und Informationen ohne fremde 30 
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Hilfe nutzen und auch die Lehrkräfte in diesen Einrichtungen für die Bedürf-1 

nisse und Anforderungen der Menschen mit Behinderungen und der Behinde-2 

rungen sensibilisiert und ausgebildet sind. 3 

Immer mehr Menschen erfahren im Laufe ihres Berufslebens Behinderungen 4 

aller Art, die sie in ihrem beruflichen Fortkommen hemmen, einschränken oder 5 

eine weitere Beschäftigung im erlernten Beruf unmöglich machen. Viele der 6 

Betroffenen könnten durch Umschulung in einen anderen Beruf dem Markt als 7 

Facharbeiter wieder zur Verfügung stehen, wenn Umschulungen sowie Weiter-8 

bildungen in BFWs, Berufsschulen und anderen Einrichtungen barrierefrei zur 9 

Verfügung stünden.  10 

 11 

 12 

Bundesteilhabegesetz 13 

Antrag BTG 1 14 

Antragsteller*in: Selbst Aktiv Bezirk Hannover 15 

(Angenommen) 16 

Bundesteilhabegesetz in Kooperation mit Menschen mit Behinde-17 

rungen weiterentwickeln 18 

Das Bundesteilhabegesetz ist unter sozialdemokratischer Führung und im kon-19 

struktiven, offenen Dialog mit Menschen mit Behinderungen verabschiedet 20 

worden. Es muss jetzt überprüft und weiterentwickelt werden. Wir fordern in 21 

diesem Zusammenhang die Regel fünf von neun Kriterien im Sinne behinderter 22 

Menschen zu ändern. Wir fordern ebenfalls, die Forderung nach einem allge-23 

meinen Teilhabegeld aufzugreifen und somit die Kompetenz und Finanzhoheit 24 

von behinderten Menschen direkt zu stärken. Ebenfalls fordern wir, das ehe-25 

malige Begleitgremium zum BTHG wiedereinzusetzen und mit mehr Entschei-26 

dungskompetenzen auszustatten. 27 
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 1 

Antrag BTG 2 2 

Antragsteller*in: Selbst Aktiv, LV Rheinland-Pfalz 3 

Empfänger*innen:  SPD Parteivorstand, SPD Bundestagsfraktion, SGK Bundes-4 

vorstand 5 

(Angenommen) 6 

Kosten der Umsetzung des BTHG müssen beim Länderfinanzaus-7 

gleich berücksichtigt werden 8 

Deutschland hat die UN-Behindertenrechtskonvention ratifiziert und setzt sie 9 

mit dem Bundesteilhabegesetz schrittweise um. Dies ist nicht kostenneutral 10 

umsetzbar. Die konkreten Inklusionskosten entstehen aber vorwiegend bei Län-11 

dern und Kommunen. 12 

Im Länderfinanzausgleich soll deshalb neben den üblichen Parametern hinzuge-13 

fügt werden: Kosten der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention und 14 

der Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes mit der entsprechenden Zweckbin-15 

dung. 16 

 17 

Antrag BTG 3 18 

Empfänger*Innen:  AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD Bundesvorstand,  19 

SPD Bundestagsfraktion, SPD Bundesparteitag  20 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Baden-Württemberg 21 

(Angenommen) 22 

Streichung folgender Neuerung im Bundesteilhabegesetz 23 

(§ 116 Abs. 2 SGB IX i.V.m. § 104 Abs. 3 Satz 4 SGB IX): 24 

Das Bundesteilhabegesetz schafft ab 2020 erstmals die rechtlichen Vorausset-25 

zungen zur gemeinschaftlichen Erbringung von Assistenzleistungen gegen den 26 

erklärten Willen des Menschen mit Behinderung (sog. Zwangspoolen).  27 
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Der Gesetzgeber muss sicherstellen, dass diese gemeinsame Leistungserbrin-1 

gung nur mit Zustimmung der betroffenen Menschen mit Behinderung erfolgen 2 

kann.  3 
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Gesundheit und Pflege 1 

Antrag G 1 2 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 3 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD-Bundesvorstand,  4 

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag  5 

(Angenommen) 6 

Pflegenotstand in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtun-7 

gen sowie bei der ambulanten Pflege 8 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-9 

renz möge beschließen, dass 10 

1. Menschen mit Migrationshintergrund und Flüchtlinge ohne Anerken-11 

nung, die sich für einen Pflegeberuf entscheiden und eine schulische Aus-12 

bildung absolvieren oder bereits in der Pflege tätig sind, eine sofortige 13 

unbefristete Aufenthaltsgenehmigung zu erteilen. 14 

2. Sofern Menschen mit Migrationshintergrund und Flüchtlinge in Ausbil-15 

dung stehen oder bereits in der Pflege beschäftigt sind, sollen sie von 16 

den gleichen Arbeitsbedingungen hinsichtlich Entfristung oder branchen-17 

üblicher Entlohnung profitieren. 18 

3. Vor Beginn des Ausbildungsverhältnisses oder Anstellungsvertrages muss 19 

die gute Verständigung in deutscher Sprache (B1) sichergestellt sein.  20 

4. Zur Feststellung der fachlichen Eignung soll vor Beginn der Ausbildung 21 

ein Pflichtpraktikum von 6 bis 12 Wochen absolviert werden. Die Dauer 22 

des Praktikums hängt von den fachlichen Vorkenntnissen, Sprachkennt-23 

nissen und Patientenstamm der Einrichtung ab.  24 
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Antrag G 2 1 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 2 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD-Bundesvorstand,  3 

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag, Bundesvostand ASF und ASG 4 

(Angenommen) 5 

Gleichstellung von pflegenden Angehörigen durch gleiche finanzi-6 

elle Rahmenbedingungen gegenüber einer ambulanten Pflegesta-7 

tion 8 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-9 

renz möge beschließen, dass 10 

1. Pflegende Angehörige, die ihren Beruf aufgeben oder seit dem 11 

01.01.2018 aufgegeben haben, nach Ablauf des Leistungszeitraums für 12 

ALG I 2/3 ihres vorher verdienten Bruttogehaltes sowie ab dem Folgemo-13 

nat nach Ereigniseintritt den Sachleistungsanteil der professionellen 14 

Pflege durch die Pflegekasse. Der pflegende Angehörige (Pflegeperson) 15 

muss sich selbst kranken- und rentenversichern. 16 

2. Pflegende Angehörige die gleichen finanziellen Rahmenbedingungen be-17 

kommen wie eine ambulante Pflegestation. In der häuslichen Pflege er-18 

halten die Betroffenen ausschließlich Geldleistungen, wohingegen die 19 

professionelle Pflege Sachleistungen direkt mit den Pflegekassen abrech-20 

nen kann. 21 

3. eine Anpassung des Systems der Pflegegrade an die veränderte Lebenssi-22 

tuation, Lebenshaltungskosten etc. des Betroffenen. Die gesetzlichen 23 

Rahmenbedingungen für die Beurteilung der Selbständigkeit und die Be-24 

gutachtung durch Fachärzte müssen eine objektive Begutachtung der Be-25 

troffenen sicherstellen.  26 

4. Medizinische Behandlungszentren für Erwachsene mit geistiger Behinde-27 

rung und schwerer Mehrfachbehinderung einsetzen, die Länderparla-28 

mente und –regierungen auffordern zügig Einrichtungen zu errichten. 29 

  30 
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Antrag G 3 1 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 2 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD-Bundesvorstand,  3 

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag  4 

(Angenommen) 5 

Bessere medizinische Versorgung und Prävention für Menschen mit 6 

Behinderungen  7 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-8 

renz möge beschließen, dass 9 

1. speziell für Menschen mit Behinderungen, die ihren individuellen Bedürf-10 

nissen entsprechende medizinische Versorgung, die Versorgung mit indi-11 

viduellen und bezahlbaren Medikamenten sowie die Versorgung mit indi-12 

viduell angepassten Hilfsmitteln gesetzlich besonders geregelt werden 13 

und damit die Gesundheitsversorgung für Menschen mit Behinderungen 14 

verbessert wird.  15 

2. besonders Menschen mit Behinderungen und Menschen bei Fachärzten 16 

aus Kostengründen (Budgetauslastung) nicht mehr abgewiesen werden 17 

dürfen und sie zeitnahe Behandlungstermine bei Fachärzten erhalten. 18 

3. Menschen mit Schwerbehinderungen sowie schwerst mehrfachbehin-19 

derte Menschen einmal in Jahr ein kostenfreies, umfassendes individuel-20 

les, medizinisches Vorsorgepaket angeboten wird, das insbesondere 21 

auch die Leistungen enthält, die nach § 92 SGB V von der Leistungspflicht 22 

der gesetzlichen Krankenversicherung ausgeschlossen wurden.   23 
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Antrag G 4 1 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern und Nordrhein-Westpfalen 2 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD-Bundesvorstand,  3 

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag  4 

(Angenommen in geänderter Fassung) 5 

Reform der Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV)  6 

 7 

Die Bundeskonferenz möge beschließen: 8 

Die Bundeskonferenz der AG Selbst Aktiv fordert die Mitglieder des Parteivor-9 

standes und der SPD-Bundestagsfraktion auf, gegenüber den mit der Reform 10 

der VersMedV befassten Ministerien für Gesundheit (BMG) und Arbeit und So-11 

ziales (BMAS) insbesondere darauf zu dringen, dass 12 

die UN-BRK konsequent umgesetzt wird und alle dort enthaltenen Lebensberei-13 

che in die Bemessung der GdB einbezogen werden. 14 

Menschen mit Behinderung, die bereits einen Schwerbehindertenausweis ha-15 

ben, bei Inkrafttreten der überarbeiteten VersMedV Bestandsschutz genießen.  16 

sie weiterhin Anspruch auf die Zuerkennung von Nachteilsausgleichen im Ar-17 

beitsleben, wie z.B.  18 

-  besonderen Kündigungsschutz,  19 

- bestimmte Vermittlungsangebote und  20 

- Ausbildungshilfen bekommen.  21 

Menschen mit Behinderung durch die VersMedV keine schlechteren Chancen 22 

auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt haben.  23 

durch die VersMedV keine Schlechterstellung bei der Beantragung von BTHG, 24 

Pflege- und Rentenleistungen auftreten. 25 

durch die VersMedV keine steuerrechtlichen Schlechterstellungen 26 

der Menschen mit Behinderungen auftreten.  27 

bei der Gesamt-GdB-Bildung Grade von 10 und 20 im bisherigen Umfang Be-28 

rücksichtigung finden. 29 

die Bemessung eines GdB nicht vom Einsatz von Hilfsmitteln und "allgemeinen 30 

Gebrauchsgegenständen" abhängig gemacht wird.  31 
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Antrag G 5 1 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 2 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD-Bundesvorstand,  3 

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag  4 

(Angenommen) 5 

Vereinhaltlichung der Rechtsvorschrift für Renten- und LTA-Anträge 6 

für beschleunigte Bewilligungs- und Genehmigungsverfahren 7 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-8 

renz möge beschließen, dass auch für die Bewilligungs- und Genehmigungsver-9 

fahren von Renten- und LTA-Anträgen entsprechend dem Gesetz zur „Verbes-10 

serung der Rechte von Patienten und Patientinnen“ eine Zeitvorgabe entspre-11 

chend der Rechtsvorschrift des § 13 Abs. 3a Fünftes Buch Sozialgesetzbuch 12 

(SGB V) eingeführt wird. Mit einer ähnlichen Rechtsvorschrift wie § 13 Abs. 3a 13 

SGB V kann der Gesetzgeber die allgemeine Verpflichtung der Leistungsträger 14 

konkretisieren, die in § 17 Abs. 1 Nr. 1 Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) be-15 

schrieben ist, so dass jeder Berechtigte die zustehenden Sozialleistungen in 16 

zeitgemäßer Weise, umfassend und zügig erhält..  17 
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Inklusive Steuerpolitik 1 

Antrag IS 1 2 

Antragsteller*in: Selbst Aktiv, LV Rheinland-Pfalz 3 

Antragssteller*in: SPD Parteivorstand, SPD Bundestagsfraktion, SGK Bundesvor-4 

stand 5 

(Angenommen) 6 

Die Neufassung der Grundsteuer darf die finanzielle Situation von 7 

erwerbsgeminderten Menschen mit Behinderungen nicht gefährden 8 

Von der gerichtlich verfügte Neufassung der Regelungen über die Grundsteuer 9 

sind auch Menschen mit Behinderungen betroffen. 10 

Erwerbsgeminderte Menschen mit Behinderungen haben häufig ein Grund-11 

stück/eine Wohnung geerbt oder vor ihrer Erwerbsminderung erwerben kön-12 

nen. Dieser Grund-/bzw. Wohnungsbesitz dient ihrer selbstbestimmten Lebens-13 

führung. Das Schonvermögen wird dringend für notwendige Anschaffungen 14 

(z.B. Fahrzeug, Haushaltsgeräte etc.) sowie die Altersversorgung benötigt. Eine 15 

Heranziehung zur Grundsteuer gefährdet die mit dem Bundesteilhabegesetz 16 

verbesserte selbstständige Lebensführung und allmähliche Angleichung einer 17 

gleichberechtigten Teilhabe in finanzieller Hinsicht. 18 

Bei der Neufassung des Gesetzes über die Grundsteuer sollen die Belange von 19 

Menschen mit Behinderungen berücksichtigt werden, sofern sie erwerbsgemin-20 

dert sind. Ihr Schonvermögen (auch wenn es erhöht wird) darf nicht angetastet 21 

werden.  22 
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Antrag IS 2 1 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bezirk Hannover 2 

Empfänger*innen: Bundesvorstand Selbst Aktiv, SPD-Bundestagsfraktion, 3 

SPD- Parteivorstand 4 

(Angenommen) 5 

Erhöhung aller Behindertenpauschbeträge §33b Abs. 3 EStG von 6 

derzeit max. 1420 €, bzw. bei Blinden und Hilflosen von 3700 € 7 

Der Behindertenpauschbeträge nach §33b EStG müssen spürbar erhöht wer-8 

den. Seit 1975 hat sich die Pauschale nicht geändert. Andere Pauschalen wie 9 

z.B. Kindergeld und Kinderfreibetrag wurden zuletzt 2015 und werden wieder 10 

2019 angepasst. 11 

Die CSU forderte auf ihrem letzten Parteitag eine große Erhöhung des Freibe-12 

trags. Viele Verbände fordern ähnliches.  13 

 14 

Antrag IS 3 15 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bezirk Hannover 16 

Empfänger*innen: Bundesvorstand Selbst Aktiv, SPD-Bundestagsfraktion 17 

SPD- Parteivorstand 18 

(Angenommen) 19 

Wahlweise Geldbetrag oder Behindertenpauschbeträge nach §33b 20 

Abs. 3 EStG für Menschen mit Behinderungen 21 

Der Behindertenpauschbetrag muss spürbar erhöht werden und als Freibetrag 22 

bei der Steuererklärung oder als anrechnungsfreier ausgezahlter Geldbetrag 23 

zur Verfügung gestellt werden. Die Leistungen sollten vergleichbar mit dem 24 

Kindergeld und Kinderfreibetrag nach §32ff EStG erfolgen. Gleichfalls sollte die 25 

Besserprüfung ob Freibetrag oder Geldbetrag von Amtswegen vorgenommen 26 

werden. Die jetzige Unterteilung könnte diskriminierend sein.  27 
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Organisationspolitik 1 

Antrag  Or 1 2 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Sachsen 3 

Empfänger*in: SPD-Bundesparteitag 4 

(Angenommen) 5 

Auf Barrierefreiheit ist bei allen Veranstaltungen der SPD bis in die 6 

untersten Gliederungen hin zu wirken 7 

Der Bundesparteivorstand soll darauf hinwirken, dass bei allen Veranstaltungen 8 

der SPD, bis in die untersten Gliederungen (Ortsvereine etc.) allumfassende 9 

Barrierefreiheit gewährleistet wird. 10 

 11 

 12 

Antrag Or 3 13 

Antragsteller*in:  AG Selbst Aktiv Bayern 14 

Empfänger*innen: SPD Bundesvorstand, SPD Bundestagsfraktion 15 

(Angenommen) 16 

Status Quo der eingereichten Anträge seit 2013 17 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-18 

renz möge beschließen, dass sowohl der SPD Bundesvorstand wie auch die SPD 19 

Fraktion Auskunft über den aktuellen Stand aller seit der Gründung der AG 20 

Selbst Aktiv Bund 2013 an sie gestellten Anträge der Länderarbeitsgemein-21 

schaften erteilen mögen.  22 
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Antrag Or 4 1 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bezirk Hannover  2 

Empfänger*in: SPD-Parteivorstand, SPD-Bundesparteitag 3 

(Angenommen) 4 

SPD auf dem Weg zur inklusiven Partei – inklusives Partei-5 

leben stärken! 6 

Die SPD hat sich mit PV-Beschluss aus dem Jahr 2013 zur Inklusionspartei er-7 

klärt und diesen Anspruch auch durch mehrere Parteitagsbeschlüsse unterstri-8 

chen. Diese grundsätzliche Aussage muss jetzt auch weiterentwickelt werden 9 

und konkret das Miteinander innerhalb der SPD prägen. Wir fordern daher, alle 10 

Parteiveranstaltungen barrierefrei zu gestalten.  11 

Dies bezieht sich sowohl auf die allgemeine Zugänglichkeit, wie auch auf die er-12 

forderlichen Informationsassistenten, wie Gebärden- und Schriftdolmetscher 13 

für hörgeschädigte, oder Audiodeskription für blinde und hochgradig sehbehin-14 

derte Menschen, sowie leichte Sprache. Inklusives Parteileben heißt behinderte 15 

Menschen bei politischen Entscheidungsprozessen mitentscheiden zu lassen. 16 

Arbeitsgruppen, in denen es um die Belange behinderter Menschen geht, müs-17 

sen mindestens zu 50 % mit behinderten Menschen direkt besetzt werden, wie 18 

es schon eine Vorgabe des Europäischen Jahrs der Menschen mit Behinderun-19 

gen war (nur finanzielle Unterstützung, wenn mindestens 50 % der Referentin-20 

nen und Referenten behinderte Menschen selbst waren).  21 

Inklusion ist ein dynamischer Prozess. Wir fordern daher die Wiedereinrichtung 22 

der Arbeitsgruppe Inklusives Parteileben. Sie muss, wie früher, unter Leitung 23 

der Generalsekretärin/des Generalsekretärs zumindest zu 50 % mit behinder-24 

ten Menschen besetzt sein. Selbst Aktiv, als die Stimme behinderter Menschen 25 

in der SPD, muss hier als Ko-Vorsitzende oder -Vorsitzender vorrangig ausge-26 

wiesen sein, um die Kompetenz behinderter Menschen zu stärken. Mit einem 27 

konsequenten inklusiven Denken und Handeln verstärkt die SPD ihr Fundament 28 

als Volkspartei für alle Bevölkerungsgruppen. Sie unterstreicht so, dass Inklu-29 

sion, Partizipation und Empowerment keine leeren Worthülsen sind, sondern 30 

innerhalb der SPD gelebt und weiterentwickelt werden und so Element eines 31 

ganzheitlichen Gesellschaftsentwurfs sind.  32 
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Sozialpolitik 1 

Antrag So 1 2 

Verbesserung der EU Rente für Bestandsrentner  3 

Antragssteller*in: Arbeitsgemeinschaft Selbst Aktiv NRW  4 

Empfänger*innen: SPD Bundesparteitag, SPD Bundestagsfraktion, 5 

SPD Parteivorstand 6 

(Angenommen) 7 

 8 

Die AG Selbst Aktiv fordert den Bundesparteitag der SPD, die SPD-Bundestags-9 

fraktion und den SPD-Parteivorstand auf, die gravierenden sozialen Ungleichbe-10 

handlungen für EU-Rentner und Erwerbsminderungs-Rentner einschließlich der 11 

inzwischen aus der EU- und Erwerbsminderungs-Rente in die Altersrente über-12 

gegangenen Personen zu beseitigen und die letzte Rentenreform entsprechend 13 

zu korrigieren. 14 

Die Altersrente dieser Bestandsrentner richtet sich nach der vormaligen Höhe 15 

der EU- oder EM-Rente. 16 

 17 

Antrag So 2 18 

Antragssteller*in: Arbeitsgemeinschaft Selbst Aktiv NRWSPD  19 

Empfänger*in: Bundesvorstand Selbst Aktiv 20 

(Angenommen) 21 

Arbeitsgruppe zur Neuregelung des § 99 SGB IX 22 

Die SPD-Bundestagsfraktion wird dazu aufgefordert, dass in der vom Bundesmi-23 

nisterium für Arbeit und Soziales (BMAS) gebildeten Arbeitsgruppe zur Neure-24 

gelung des §99 SGB IX darauf hingewirkt wird, dass der Kreis der Leistungsbe-25 

rechtigten konform mit der UN-Behindertenrechtskonvention definiert werden 26 

muss mit der Folge, dass die Unterscheidung zwischen wesentlichen und ande-27 

ren Behinderungen nicht länger aufrechterhalten werden kann.  28 
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Antrag So 3 1 

Antragssteller*in: Arbeitsgemeinschaft Selbst Aktiv LV Nordrhein-Westfahlen 2 

Empfänger*innen:  SPD-Bundesparteitag, SPD-Parteivorstand, SPD-Bundestags-3 

fraktion 4 

(Angenommen) 5 

Änderung des Abs. 5 im § 78 SGB IX -Leistungsberechtigte Personen 6 

im Ehrenamt-  7 

Die Bundeskonferenz der AG Selbst Aktiv fordert den Bundesparteitag, den Par-8 

teivorstand und die Bundestagsfraktion auf, Abs. 5 des § 78 SGB IX dahinge-9 

hend zu ändern, dass leistungsberechtigten Personen zur Ausübung eines Eh-10 

renamtes die angemessenen Aufwendungen zu erstatten sind. Absatz 5 erhält 11 

dementsprechend die Fassung:  12 

Leistungsberechtigten Personen, die ein Ehrenamt ausüben, sind angemessene 13 

Aufwendungen für eine notwendige Unterstützung zu erstatten. 14 

 15 

Antrag So 5 16 

Antragsteller*in:  AG Selbst Aktiv Bezirk Hannover 17 

Empfänger*innen: Bundesvorstand Selbst Aktiv, SPD-Bundestagsfraktion, 18 

SPD- Parteivorstand 19 

(Angenommen) 20 

Abschaffung des Abzugs bei vorzeitigem Rentenbeginn für EM Rentner 21 

Der Abzug des Abschlages bei vorzeitigen Rentenbeginn für Erwerbsminde-22 

rungsrentner (EM-Rentner), die auf Grund von Krankheit oder Behinderung 23 

Rente erhalten, gehört abgeschafft. Die Erwerbsminderungsrente ist als Ersatz 24 

für das fehlende Einkommen gedacht. So das BMAS. Für jeden Monat frühzeiti-25 

gen Rentenbeginns z.B. durch Erwerbsminderungsrente, wird die Altersrente 26 

um 0,3% monatlich im Augenblick um max, 10,2% jährlich durch einen lebens-27 

langen Abschlag gekürzt.  Bei der Einführung der Rentenreform 2005 schrieb 28 

Ulla Schmidt (MdB) zur Begründung, dass die Frühverrentung gestoppt werden 29 

soll. Sie nahm nicht zur Kenntnis, dass Kranke und Behinderte ihren vorzeitigen 30 
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Ausstieg aus dem Arbeitsleben nicht freiwillig nehmen um einen Bezug von 1 

Leistungen aus dem Rentensystem zu erhalten.  2 

 3 

Antrag So 6 4 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bezirk Hannover 5 

Empfänger*innen: Bundesvorstand Selbst Aktiv, SPD-Bundestagsfraktion, 6 

SPD- Parteivorstand 7 

(Angenommen) 8 

Verbesserungen für Erwerbsminderungsrentner auch für Bestandsrentner 9 

Die in den Jahren 2014 und ab 2019 folgenden Änderungen in Bezug auf die 10 

Rentenhöhe für Erwerbsminderungsrentner (EM-Rentner) durch z.B. Neuerun-11 

gen bei der Zurechnungszeit müssen auch für Bestandsrentner Gesetz werden. 12 

Die Erhöhungen für zukünftige Rentner könnten laut Berechnungen des BMAS 13 

100€ monatlich sein. Die EM-Rente ist laut BMAS als Ersatz für fehlendes Ein-14 

kommen gedacht. Durch die Verbesserungen auch rückwirkend könnte ein Fall 15 

in die Armut verhindert werden auch wenn zwischen Lohn- und Rentenerhö-16 

hungen immer größere Löcher klaffen.  17 

 18 

Antrag So 7 19 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bezirk Hannover 20 

Empfänger*innen: Bundesvorstand Selbst Aktiv, SPD-Bundestagsfraktion, 21 

SPD- Parteivorstand 22 

(Angenommen) 23 

Erwerbsminderungsrentner (EM-Rentner) erhalten Anspruch auf Grundrente 24 

Auch EM Rentner müssen Anspruch auf die Grundrente ohne 35 Jahre Mindest-25 

versicherungszeit bekommen.  EM Rentner erhalten ihre Rente oft auf Grund 26 

von Behinderungen oder Krankheiten, die das Arbeitsleben beeinträchtigen 27 

und so die notwendige Zeit für die Altersrente nicht erreichen. Die Mindestzeit 28 

für EM Rente sind deshalb auch nur 3 Jahre. Für EM Rentner muss es extra Re-29 
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gelungen bei dem Übergang in die Grund- oder Altersrente geben. Die Armuts-1 

schwelle für Alleinstehende liegt nach SOEP bei 1086 € monatlich, die durch-2 

schnittliche EM Rente 2017 laut DRV 782 €. 3 

 4 

Antrag So 8 5 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 6 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD Bundesvorstand,  7 

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag  8 

(Angenommen) 9 

Umwidmung des Soli Ost und West in Soli Soziale Gerechtigkeit 10 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-11 

renz möge beschließen, dass der Solidaritätszuschlag “Aufbau Ost“ nicht abge-12 

schafft, sondern in einen „Soli Soziale Gerechtigkeit Deutschland“ umgewidmet 13 

wird. Da der Soli eine Steuer und damit nicht zweckgebunden ist kann er jeder-14 

zeit „umgewidmet“ werden. Die Einnahmen aus dem Solidaritätszuschlag Auf-15 

bau Ost beliefen sich 2018 auf rund 18,8 Milliarden Euro. Davon flossen nur 4,3 16 

Milliarden Euro in den Osten Deutschlands.  Der Rest von 14,5 Milliarden Euro. 17 

floss in den Bundeshaushalt und diente dort zur Absicherung der „Schwarzen 18 

Null“.  19 
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Antrag So 10 1 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 2 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD-Bundesvorstand,  3 

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag  4 

(Angenommen) 5 

Schutzkonzepte gegen sexuelle Gewalt in Einrichtungen der Behin-6 

dertenhilfe 7 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-8 

renz möge beschließen, dass 9 

- in Einrichtungen der Behindertenhilfe Schutzkonzepte gegen sexuelle Ge-10 

walt - zwingend vorgeschrieben werden. 11 

- Einrichtungen der Behindertenhilfe bereits vorhandene Schutzkonzepte 12 

zum Schutz bzw. Erkennen von sexuellem Missbrauch regelmäßig über-13 

prüfen und vorhandene Maßnahmen anhand der Empfehlungen für 14 

Schutzkonzepte des Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuel-15 

len Kindesmissbrauchs anpassen 16 

- einen Verhaltenskodex erarbeiten, ihre Mitarbeiter regelmäßig informie-17 

ren und durch Seminare usw. auch Eltern, Schützlinge und sonstige Per-18 

sonen sensibilisieren 19 

- in jeder Einrichtung der Behindertenhilfe eine Beschwerdestelle, auch für 20 

anonyme Anzeigen einrichten und eine Notfallbetreuung entwickeln.  21 
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Antrag So 11 1 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Sachsen 2 

Empfänger*in: SPD-Bundestagsfraktion 3 

(Angenommen) 4 

Änderung der Berechnung der Rente für Bestandsrentner und Be-5 

standsrentnerinnen mit Erwerbsminderung  6 

Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, sich dafür ein zu setzen, dass im 7 

Jahr 2019 die Berechnung der Rente wegen Erwerbsminderung für Bestands-8 

rentner und Bestandsrentnerinnen neu geregelt wird, um eine Ungleichbe-9 

handlung zwischen Neu-Rentnern und Neu-Rentnerinnen und Bestandsrentner 10 

und Bestandsrentnerinnen aus zu schließen. 11 

 12 

Antrag So 12 13 

AntragstellerIn: AG Selbst Aktiv, Landesverband Sachsen-Anhalt 14 

Empfänger*innen: SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Landtagsfraktionen 15 

(Angenommen) 16 

Verbesserte Leistungsgestaltung für junge Menschen mit 17 

Behinderung und ihre Familien - Leistungen für alle Kinder 18 

und Jugendlichen unter dem Dach des SGB VIII endlich ge-19 

setzlich verankern 20 

Wir fordern die SPD-Bundestagsfraktion auf, die bereits in der letzten Legislatur 21 

intensive Prüfung und noch ausstehende Klärung grundlegender Fragen struk-22 

tureller und inhaltlicher Art verwiesener gemeinsamen Zuständigkeit für alle 23 

Kinder und Jugendlichen - mit und ohne Behinderungen - bei der Kinder- und 24 

Jugendhilfe im Achten Buch Sozialgesetzbuch für eine Gesetzgebung weiter zu 25 

entwickeln. 26 

 Es ermöglicht die Schaffung eines neuen Leistungstatbestandes                                                            27 

„Hilfen zur Entwicklung und Teilhabe". Diese dürfen aber nicht zu Lasten der 28 
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Hilfe zur Erziehung und nicht zu Lasten der Kinder und Jugendlichen mit Behin-1 

derung geregelt sein.                                                                                                                                                            2 

Die Zusammenführung der Leistungen für Kinder und Jugendliche als inklusives 3 

Leistungssystem würde einen wesentlichen Beitrag dazu leisten, die Zersplitte-4 

rung sozialrechtlicher Zuständigkeiten zu beseitigen und „Hilfen aus einer 5 

Hand" zu gewähren.                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         6 

Dabei fordern wir eine bundeseinheitliche Regelung und keine individuellen 7 

Ausführungsgesetze der Bundesländer bei der Zuständigkeit für Kinder und Ju-8 

gendliche mit Behinderungen. 9 

 10 

Antrag So 13 11 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Sachsen  12 

Empfänger*in: SPD-Bundestagsfraktion, ASF 13 

(Angenommen) 14 

Zusätzliche Rentenpunkte für Väter und Mütter, die auf 15 

Grund von Pflege und/oder Betreuung ihres Kindes/ihrer 16 

Kinder mit Beeinträchtigung(en) keiner oder nur einer teil-17 

weisen versicherungspflichtigen Tätigkeit nachgehen 18 

konnten 19 

Die Bundestagsfraktion der SPD wird gebeten, sich dafür ein zu setzen, dass für 20 

Mütter und Väter, die auf Grund von Pflege und/oder Betreuung ihres Kin-21 

des/ihrer Kinder mit Beeinträchtigung(en) das Ausüben einer versicherungs-22 

pflichtigen Tätigkeit nicht oder nur in Teilzeit möglich war, zusätzliche Renten-23 

punkte (analog der Regelung zur Mütter-Rente) erhalten.  24 
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Antrag So14 1 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 2 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD-Bundesvorstand,  3 

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag  4 

(Angenommen) 5 

Förderung zur Beschäftigung von Menschen mit einer Schwerbehin-6 

derung 7 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-8 

renz möge beschließen, dass die Bundesregierung die Einstellung von Men-9 

schen mit Behinderung auf dem ersten Arbeitsmarkt durch Anhebung der Aus-10 

gleichsabgabe auf Mindestlohnniveau wie folgt fördern soll: 11 

§160 Abs. 2 Nr. 1 SGB IX auf 340, - €, 12 

§160 Abs. 2 Nr. 2 SGB IX auf 600,-€, 13 

§160 Abs. 2 Nr. 3 SGB IX auf 840,-€ an.  14 

Nachfolgend sind alle Beiträge in Absätzen an die neuen Sätze anzupassen.  15 

Die Bundesregierung fördert die Nichtbeschäftigung von Menschen mit einer 16 

Schwerbehinderung durch eine zu geringe Ausgleichsabgabe.  17 

Menschen mit einer Schwerbehinderung haben einen Anspruch auf 5 zusätzli-18 

che Urlaubstage, diese Urlaubstage sind für Unternehmen ein klarer Kostenfak-19 

tor. Im Gegensatz zu diesem Sachverhalt können sich Unternehmen durch eine 20 

Ausgleichsabgabe von diesen zusätzlichen Kosten und der sozialen Verpflich-21 

tung freikaufen.  22 



39 

 

UN-Behindertenrechtskonvention 1 

Antrag UN 1 2 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Sachsen 3 

Empfänger*in: SPD-Bundesparteitag 4 

(Angenommen) 5 

Erstellung eines Aktionsplanes zur Umsetzung der UN-Behinderten-6 

rechts-konvention in der SPD  7 

Zum nächsten Bundesparteitag soll der Bundesvorstand der AG Selbst Aktiv fol-8 

genden Antrag einbringen: Der Parteivorstand wird beauftragt, bis zum darauf 9 

folgenden ordentlichen Bundesparteitag einen Aktionsplan zur Umsetzung der 10 

UN-Behindertenrechtskonvention für die SPD zu erstellen. Der Vorstand der 11 

SPD soll dafür eine Arbeitsgruppe, in der mindestens zwei Vertreter des Bun-12 

desvorstandes der AG Selbst Aktiv vertreten sein müssen, zu gründen.  13 

 14 

Antrag UN 2 15 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Baden-Württemberg 16 

Empfänger*innen:   17 

SPD-Bundestagsfraktion, Bundesvorstand AG  Selbst Aktiv  18 

(Angenommen) 19 

Umsetzung der UN-BRK in der Parteiarbeit 20 

 Zur aktiven Umsetzung der UN-BRK in der Parteiarbeit der SPD soll neben den 21 

Gebärdendolmetschern auch der Einsatz von Schriftdolmetscher*innen bei al-22 

len Landes- und Bundesparteitagen, Kongressen, Vorträgen, Foren und sonsti-23 

gen Veranstaltungen Pflicht werden, damit Menschen mit Hörschädigungen die 24 

aktive und gleichberechtigte Teilnahme an diesen Veranstaltungen ermöglicht 25 

wird.         26 
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Antrag UN 3 1 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Landesverband Baden-Württemberg 2 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD-Bundesvorstand, SPD-3 

Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag        4 

(Angenommen)                         5 

Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention / UN-BRK - Barrie-6 

refreies Bauen 7 

Die AG Selbst Aktiv Baden-Württemberg fordert den Bundesvorstand AG Selbst 8 

Aktiv wie alle oben genannten EmpfängerInnen auf zu beschließen, dass bei al-9 

len öffentlich zugänglichen Gebäuden, Wohngebäuden und beim Bauen im öf-10 

fentlichen Raum die DIN 18040 - 1-3 umgesetzt wird. 11 

Die Norm DIN 18040 – 1-3 trat im November 2014 in Kraft und beinhaltet alle 12 

relevanten Regelwerke zur Barrierefreiheit baulicher Anlagen. 13 

In Deutschland leben ca.12 Millionen Menschen mit Behinderungen und Men-14 

schen mit Beeinträchtigungen. Viele dieser Menschen sind auf barrierefreie Ge-15 

bäude und Barrierefreiheit im öffentlichen Raum angewiesen. 16 

Das verlangt, dass Gebäude und öffentliche Plätze, Arbeitsstätten und Woh-17 

nungen, das Internet, Verkehrsmittel und Gebrauchsgegenstände, Dienstleis-18 

tungen und Freizeitangebote so gestaltet werden, dass sie ohne besondere Er-19 

schwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe auffindbar, zugänglich und 20 

nutzbar sind. 21 

Hierbei ist die Nutzung behinderungsbedingt notwendiger Hilfsmittel zulässig (§ 22 

4 Behindertengleichstellungsgesetz / BGG).  23 
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Antrag UN 4 1 

Antragsteller*in:  AG Selbst Aktiv Baden-Württemberg   2 

Empfänger*innen:  AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD-Bundesvorstand,  3 

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag 4 

(Angenommen) 5 

Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention  6 

Auf dem Weg zur inklusiven Gesellschaft fordert die AG Selbst Aktiv Baden-7 

Württemberg den Bundesvorstand AG Selbst Aktiv, den SPD Bundesvorstand, 8 

die SPD Bundestagsfraktion, den SPD Bundesparteitag auf, zu beschließen, dass 9 

bundesweit und flächendeckend an häufig frequentierten Plätzen, in öffentli-10 

chen Einrichtungen, Autobahnraststätten und Flughäfen sogenannte „Toiletten 11 

für alle“ eingerichtet werden.  12 

In diesen können Menschen mit schweren und mehrfachen Behinderungen hy-13 

gienisch und diskret unter Wahrung ihrer Unabhängigkeit und Autonomie, In-14 

kontinenzeinlagen im Liegen von Ihrer Assistenz gewechselt bekommen.  Eine 15 

angemessene Toilettenversorgung ist ein Menschenrecht! 16 

 17 

Antrag UN 5 18 

Antragsteller*in:  AG Selbst Aktiv Baden-Württemberg   19 

Empfänger*Innen:  AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD Bundesvorstand,  20 

SPD Bundestagsfraktion, SPD Bundesparteitag  21 

(Angenommen) 22 

Umsetzung der UN-BRK in der Parteiarbeit Hinweise auf 23 

Barrierefreiheit für alle Veranstaltungen 24 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Baden-Württemberg beantragt, die 25 

Bundeskonferenz möge beschließen, dass zur aktiven Umsetzung der UN-BRK 26 

in der Parteiarbeit der SPD bei allen Einladungen zu Bundes-Landesparteitagen, 27 

Kongressen, Vorträgen, Foren und sonstigen Veranstaltungen zwingend immer 28 

der Vermerk enthalten ist, ob und inwiefern die Veranstaltung barrierefrei ist. 29 
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Stehen auf der Einladung keine entsprechenden Hinweise, bedeutet das für die 1 

betroffene Personengruppe einen Mehraufwand, da sie in der Folge bei den je-2 

weiligen Veranstaltern gesondert nachfragen muss. Dieser Mehraufwand ist 3 

nicht im Sinne der UN-BRK. 4 

 5 

Antrag UN 6 6 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 7 

Empfänger*innen: SPD Bundesvorstand, SPD Bundestagsfraktion, Bundespar-8 

teitag 9 

(Angenommen) 10 

Informationen über Fortschritte und Veränderungen der Umsetzung 11 

der UN-BRK in Deutschland basierend auf dem 1. Staatenbericht der 12 

UNO 13 

Am 23. März 2009 wurde die UN-BRK in Deutschland ratifiziert. An-lässlich die-14 

ses „Geburtstages“ ist es an der Zeit nachzufragen, wie weit Deutschland mit 15 

der Umsetzung der UN-BRK auf Bundes– und Länderebenen bisher gekommen 16 

ist und in welchen Bereichen besonders viel erreicht wurde und in welchen Be-17 

reichen akuter Handlungsbedarf besteht. Der Landesvorstand der AG Selbst Ak-18 

tiv Bayern beantragt deshalb, die Bundeskonferenz möge beschließen, dass 19 

SPD Bundes- und Landesvorstände und Bundes und Landtagsfraktionen der AG 20 

Selbst Aktiv Bund und allen Landesarbeitsgemeinschaften der AG 21 

1. Auskunft über alle bisherigen Maßnahmen und bestehende und vorgeschla-22 

gene gesetzliche Vorschriften zur Sicherstellung der Einhaltung des Überein-23 

kommens auf Bundes- und Länderebene erteilen 24 

2. Über deren bisherige Erfolge und Auswirkungen Auskunft erteilen 25 

3. Indikatoren zur Überwachung der Umsetzung des Übereinkommens und In-26 

formationen über die dafür vorgesehenen Haushaltsmittel benennen 27 

4. eine sinnvolle Abstimmung mit und Beteiligung von Selbst Aktiv im Hinblick 28 

auf die Entwicklung und Umsetzung neuer politischer Konzepte, Strategien, Re-29 

geln und zeitlicher Vorgaben für die Umsetzung des Übereinkommens, der 30 

Ziele für nachhaltige Entwicklung und anderer, sie betreffender Entscheidungs-31 

prozesse sicherstellen. 32 
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Antrag UN 7 1 

Antragsteller*in:  AG Selbst Aktiv, Landesverband Sachsen-Anhalt 2 

Empfänger*innen: SPD-Bundestagsfraktion, SPD Parteivorstand 3 

(Angenommen) 4 

Angemessene Vorkehrungen endlich gesetzlich verankern 5 

Angemessene Maßnahmen sind laut BRK notwendige und geeignete Änderun-6 

gen und Anpassungen, die keine unverhältnismäßige oder unbillige Belastung 7 

darstellen und die, wenn sie in einem bestimmten Fall erforderlich sind, vorge-8 

nommen werden, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen 9 

gleichberechtigt mit anderen alle Menschenrechte und Grundfreiheiten genie-10 

ßen oder ausüben können.“ (Art. 2 UN-BRK Unterabsatz 4)  11 

Nach Art. 5 UN-BRK stehen die Vertragsstaaten unter der Pflicht, alles zu unter-12 

lassen, was Menschen mit Behinderung an der gleichberechtigten Ausübung ih-13 

rer Rechte hindert. Dies bedeutet für jene, dass sie auch gegenüber nicht staat-14 

lichen Akteuren und Privaten sicherstellen müssen, dass Menschen mit Behin-15 

derung ihre Menschenrechte tatsächlich und ungehindert wahrnehmen kön-16 

nen. 17 

Das in Art. 5 UN-BRK enthaltene Verbot der Diskriminierung von Menschen mit 18 

Behinderung verpflichtet zur Bereitstellung angemessener Vorkehrungen. Die-19 

ses umschließt die Pflicht, Diskriminierungen wegen einer Behinderung auch 20 

unter Privaten Dritten zu unterbinden. 21 

Nach Auffassung der AG Selbst Aktiv ist es zwingend erforderlich, dem allge-22 

meinen Rechtsanspruch zur Schaffung angemessener Vorkehrungen in der Ge-23 

setzgebung grundlegend Geltung zu verschaffen und in  gesetzlichen Einzelre-24 

gelungen  jeweils ganz konkret umzusetzen. 25 

Auf Bundes- und Landesebene sollen die jeweiligen Behindertenbeauftragten 26 

die Umsetzung des vorbezeichneten allgemeinen Rechtsanspruchs in der Ge-27 

setzgebung überwachen und dazu in den laufenden Legislaturperioden ihrem 28 

Parlament regelmäßig, zumindest aber auf Aufforderung durch das Parlament 29 

umfassend berichten.  30 
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Antrag UN 8 1 

Antragsteller*in:AG Selbst Aktiv Baden-Württemberg 2 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD Bundesvorstand, SPD 3 

Bundestagsfraktion, SPD Bundesparteitag  4 

(Angenommen) 5 

Umsetzung der UN-BRK in der Parteiarbeit Hinweise auf 6 

Barrierefreiheit und Behinderten-WC`s für alle Veranstal-7 

tungen 8 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Baden-Württemberg beantragt, die 9 

Bundeskonferenz möge beschließen, dass zur aktiven Umsetzung der UN-BRK 10 

in der Parteiarbeit der SPD bei allen Einladungen zu Bundes- und Landespartei-11 

tagen, Kongressen, Vorträgen, Foren und sonstigen Veranstaltungen zwingend 12 

immer der Vermerk über die Barrierefreiheit des Veranstaltungsortes enthalten 13 

ist. 14 

Dass ein Behinderten WC vor Ort vorhanden ist, gehört zu den Selbstverständ-15 

lichkeiten und den Voraussetzungen für gleichberechtigte Teilhabe von Men-16 

schen mit Behinderungen und Menschen mit Beeinträchtigungen, um am politi-17 

schen und gesellschaftlichen Leben teilzunehmen und muss in der Einladung 18 

aufgeführt sein. Fehlen diese Hinweise, sind die Menschen mit Behinderungen 19 

und Menschen mit Beeinträchtigungen genötigt sich bei den jeweiligen Veran-20 

staltern gesondert zu informieren, was einen zusätzlichen Mehraufwand be-21 

deutet um selbstbestimmte, gleichberechtigte Teilhabe zu gewährleisten.  22 
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Verkehrspolitik 1 

Antrag V 1 2 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 3 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD-Bundesvorstand,  4 

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag 5 

(Angenommen) 6 

Aufnahme des Bereichs „Barrierefreiheit“ in die Leistungs- und Fi-7 

nanzierungsvereinbarung der Deutschen Bahn AG (LufV III) 8 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-9 

renz möge beschließen, dass die Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen 10 

(LuFVIII) der Deutschen Bahn AG im Sinne des Art. 9 Abs. 1 der UN-BRK für eine 11 

gleichberechtigte und barrierefreie Teilhabe für Menschen mit Behinderungen 12 

erweitert bzw. geändert wird. 13 

Artikel 9 Absatz 1 UN-BRK verpflichtet ihre Unterzeichnerstaaten, geeignete 14 

Maßnahmen zu treffen, damit Menschen mit Behinderung gleichberechtigter 15 

Zugang zur physischen Umwelt, zu Transportmitteln, zu Information und Kom-16 

munikation, einschließlich Informations- und Kommunikationstechnologien und 17 

-systemen sowie zu anderen Einrichtungen und Diensten, die der Öffentlichkeit 18 

in städtischen und ländlichen Gebieten offenstehen oder für sie bereit gestellt 19 

werden, gewährleistet wird. Das gilt auch für die Deutsche Bahn AG. 20 

Ohne diese Erweiterung und Änderungen in der Leistungs- und Finanzierungs-21 

vereinbarungen der Deutschen Bahn AG fehlt die verpflichtende Grundlage zur 22 

Umsetzung des Art. 9 Abs. 1 UN-BRK. Das verstößt auch gegen die Art. 1 und 3 23 

Grundgesetz und der Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsgesetze von 24 

Bund und Ländern.  25 
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Antrag V 2 1 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 2 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD-Bundesvorstand,  3 

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag  4 

(Angenommen) 5 

Mobilitätservice der Bahn erhalten 6 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-7 

renz möge beschließen, dass 8 

 9 

die Deutsche Bahn wieder zu ihrem ursprünglichen Mobilitätservice zurückkeh-10 

ren möge. Alle Eisenbahnverkehrsunternehmen müssen bei den regionalen 11 

Ausschreibungen verpflichtet werden, Kunde/Mitglied der Mobilitätsservice-12 

zentrale zu sein. Es ist sehr schwer für einen mobilitätseingeschränkten Fahr-13 

gast herauszufinden, welches Unternehmen für welchen Bahnhof und für wel-14 

che Regionalstrecke zuständig ist. Auch wenn der mobilitätseingeschränkte 15 

Fahrgast seinen Ansprechpartner kennt, wird ihm oft von diesem nicht adäquat 16 

weitergeholfen.   17 
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Antrag V 3 1 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Sachsen 2 

Empfänger*in: SPD-Bundestagsfraktion 3 

(Angenommen) 4 

Freifahrt von Menschen mit Beeinträchtigungen, mit einer gültigen 5 

Wertmarke innerhalb von Deutschland 6 

Die Bundestagsfraktion der SPD soll beauftragt werden, ein Gesetzesvorhaben 7 

auf den Weg zu bringen, in dem geregelt wird, dass Menschen mit Beeinträchti-8 

gungen, die über eine gültige Wertmarke zu ihrem Schwerbehindertenausweis 9 

verfügen, innerhalb in Deutschland  „Freifahrt“ im EC, IC und ICE ermöglicht 10 

wird. Die verkehrspolitischen Sprecher sollen aufgefordert werden, diesen Ge-11 

setzentwurf in der Verkehrsministerkonferenz zur Diskussion zu stellen. 12 

 13 

Antrag V 4 14 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Baden – Württemberg 15 

Empfänger*Innen:  AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD Bundesvorstand,  16 

SPD Bundestagsfraktion, SPD Bundesparteitag  17 

(Angenommen) 18 

Nichtberechtigte Nutzung von gekennzeichneten Parkplät-19 

zen für Menschen mit Behinderungen und Menschen mit 20 

Beeinträchtigungen 21 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Baden-Württemberg beantragt, die 22 

Bundeskonferenz möge beschließen, dass bei nichtberechtigter Besetzung, un-23 

berechtigtem Parken, auf einem nach Straßenverkehrsordnung (STVO) gekenn-24 

zeichneten Behindertenparkplatz eine drastische Erhöhung der Geldbuße fest-25 

gelegt und umgesetzt wird. Eine missbräuchliche Nutzung ist besonders 26 

schwerwiegend für Menschen mit Behinderungen und Menschen mit Beein-27 

trächtigungen, da sie keine Ausweichmöglichkeiten haben.  28 
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Mobilität als Grundvoraussetzung für gesellschaftliche Integration bedeutet 1 

echte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Für Menschen mit Behinderungen 2 

und Menschen mit Beeinträchtigungen bietet das Auto eine wichtige Möglich-3 

keit selbstbestimmt mobil zu sein. 4 

Um weite Wege zu verhindern befinden sich Behindertenparkplätze meist di-5 

rekt vor medizinischen und öffentlichen Einrichtungen und Gebäuden oder 6 

nahe an Ein- und Ausgängen. Sie sind breiter gestaltet als reguläre Stellplätze, 7 

damit die Wagentür in vollem Radius geöffnet werden kann und sich so für Fah-8 

rer*in und Beifahrer*in ein größerer Bewegungsraum bietet. 9 

 10 

Antrag V 5 11 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Baden – Württemberg 12 

Empfänger*Innen:  AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD Bundesvorstand,  13 

SPD Bundestagsfraktion, SPD Bundesparteitag  14 

(Angenommen) 15 

Flexibles Reisen für Menschen mit Behinderungen 16 

Der Landesvorstand Selbst Aktiv Baden-Württemberg beantragt, die Bundes-17 

konferenz möge beschließen, dass Menschen mit Behinderungen jederzeit mit 18 

allen Zügen der DB AG sowie allen DB Regio Busgesellschaften ungehindert 19 

nach max. 2 Stunden Voranmeldung, befördert werden und dazu die erforderli-20 

chen Umstiegshilfen erhalten. 21 

Istzustand:  22 

Menschen mit Behinderungen, die auf eine Ein-, Aus- oder Umstiegshilfe   an-23 

gewiesen sind, müssen sich bei den Bahnen mindestens 24 Stunden vor Reise-24 

beginn anmelden. Immer noch sind nicht barrierefrei Busse im Innerorts- und 25 

Überlandverkehr unterwegs, die besonders keine Rollstuhlfahrer/innen trans-26 

portieren können. 27 

Somit ist ein flexibles selbstbestimmtes Reisen wie in der UN-BRK und dem Be-28 

hinderten-Gleichstellungsgesetz BGG verankert, für viele Menschen mit Behin-29 

derungen nicht möglich. 30 
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Auf den meisten Bahnhöfen können aktuell Hilfen maximal nur im Zeitraum 1 

von 6.00 – 22.00Uhr geleistet werden. Erschwerend dazu sind die Kontakmög-2 

lichkeiten zu den unterstützenden Mobilitätszentralen MSZ an Feiertagen auf 3 

8.00- 20.00 Uhr beschränkt. 4 

Sollzustand:  5 

Alle Bahn- und Busunternehmen die Personen befördern werden verpflichtet, 6 

Menschen mit Behinderungen / Rollstuhlfahrer*innen ein flexibles und gleich-7 

berechtigtes Reisen zu ermöglichen, so dass diese selbstbestimmt alleine oder 8 

auch mit Assistenz  flexibel reisen können und somit am gesellschaftlichen Le-9 

ben teilnehmen können. Dazu gehört, dass die unterstützenden Hilfen zu jeder 10 

Uhrzeit angemeldet werden können. 11 

 12 

 13 

Wahlrecht 14 

Antrag W 1 15 

Antragsteller*in: Selbst Aktiv Bezirk Hannover 16 

(Angenommen) 17 

100 Jahre Frauenwahlrecht – Aktives und Passives Wahlrecht ver-18 

wirklichen 19 

Wäre Rosa Luxemburg Mitglied von Selbst Aktiv? 20 

Die Verwirklichung des Frauenwahlrechts vor 100 Jahren ist bis heute ein 21 

emanzipatorisches Erkennungsmerkmal sozialdemokratischer Menschen. Es 22 

war die Sozialdemokratie, die das Frauenwahlrecht durchgesetzt hat. Mit der 23 

Einführung der Frauenquote in sozialdemokratischen Gremien wird die Präsenz 24 

von Frauen in politischen Gremien und der Partei gezielt gefördert.   25 
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Antrag W 2 1 

Antragsteller*In: Selbst Aktiv Bezirk Hannover 2 

(Angenommen) 3 

Wahlrechtsausschlüsse beenden - Personen, die für alle Bereiche 4 

unter Betreuung gestellt sind, nicht automatisch vom Wahlrecht 5 

ausschließen 6 

Selbst Aktiv fordert die SPD-Bundestagsfraktion auf, noch in diesem Jahr die 7 

Wahlrechtsausschlüsse zu Lasten von Menschen mit Behinderungen aufzuhe-8 

ben und eine entsprechende Gesetzesänderung vorzunehmen. Dies entspricht 9 

dem derzeitigen Stand der Koalitionsvereinbarung und war auch bereits bei der 10 

vorherigen schwarz-roten Bundesregierung Teil der Koalitionsvereinbarung. 11 

Wir bitten hier den Vorbildern von NRW und Schleswig-Holstein, sowie etlichen 12 

anderen Bundesländern, zu folgen. Entsprechend des Urteils des Europäischen 13 

Gerichtshofes aus 2012 und dem Bundesverfassungsgerichtsurteil von 2019 14 

sind diese Gesetzespassagen zu ändern. Dieses entspricht einer Forderung, die 15 

Selbst Aktiv als erste politische Kraft bereits 2012 in die politische Diskussion 16 

bundesweit eingebracht und deren Umsetzung auf Bundes- und Länderebene 17 

mit Initiativen oder konkret begleitet hat. 18 

 19 

Antrag W 3 20 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Sachsen 21 

Empfänger*in: SPD-Bundestagsfraktion 22 

(Angenommen) 23 

Abschaffung der pauschalen Wahlrechtsausschlüsse für Menschen 24 

mit Beeinträchtigungen 25 

Die Bundeskonferenz beschließt, die SPD-Bundestagsfraktion aufzufordern, da-26 

raufhin zu wirken, das Wahlrecht so zu ändern, dass die pauschalen Wahl-27 

rechtsausschlüsse für Menschen mit Beeinträchtigungen unverzüglich abge-28 

schafft werden.  29 
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Antrag W 4 1 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Baden – Württemberg 2 

Empfänger*Innen:  AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD Bundesvorstand,  3 

SPD Bundestagsfraktion, SPD Bundesparteitag  4 

(Angenommen) 5 

Umsetzung der UN Behindertenrechtskonvention / UN-BRK und des Koalitions-6 

vertrages zwischen CDU/CSU/SPD 2018 7 

Abschaffung der Wahlrechtsausschlüsse 8 

Die AG Selbst Aktiv fordert, dass die Wahlrechtsausschlüsse für Menschen mit 9 

Behinderungen, für die eine Betreuung in allen Angelegenheiten dauerhaft an-10 

geordnet ist, abgeschafft werden. 11 

 12 

Sonstiges 13 

Antrag S 1 14 

 15 

Antragssteller*in:  AG Selbst Aktiv, Bezirk Braunschweig 16 

 17 

Empfänger*innen: SPD-Bundestagsfraktion, SPD Parteivorstand 18 

(Angenommen) 19 

Sport und Bewegung behinderter Menschen zum festen Lebensbe-20 

standteil ausbauen 21 

Die Bundeskonferenz von Selbst Aktiv fordert die Mitglieder der SPD-Bundes-22 

tagsfraktion, sowie der Landtagsfraktionen, auf, gezielt Sport und Bewegung 23 

behinderter Menschen zu fördern und somit gemeinsame Kultur- und Freizeit-24 

aktivitäten behinderter und nichtbehinderter Menschen zu stärken. 30 % aller 25 

Bürgerinnen und Bürger sind in Deutschland in Sportvereinen organisiert, je-26 

doch nur 3 % der Menschen mit Behinderungen. Dies ist statt bewusstseinsför-27 

dernd eher gesundheitshemmend. Gemeinsames Kultur-, Freizeit- und Sporter-28 

leben ist durch sein positives Grundelement ein wesentlicher Inklusionstreiber 29 
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und führt außer den Bereichen Bildung, Wohnen, Arbeit, Menschen mit und 1 

ohne Behinderungen bei positivem Gemeinschaftserleben zusammen. Wir for-2 

dern die SPD selbst, aber insbesondere die Bundes-, Landtags- und kommuna-3 

len Mandatsträger auf, inklusive Sport- und Freizeitangebote zu organisieren 4 

und sie vorrangig zu fördern. Hierbei können Kultur und Sport als organisatori-5 

sches Bindeglied eine wichtige Funktion übernehmen. Die Geschäftsordnungen 6 

und Satzungen, wie in vielen Verbänden und Organisationen bereits gesche-7 

hen, müssen entsprechend angepasst werden. Wir fordern die SPD in allen Gre-8 

mien auf, den Artikel 30 der UN-Behindertenrechtskonvention – Inklusion in 9 

Kultur, Freizeit, Sport – in Verbindung mit Partizipation behinderter Menschen 10 

miteinander zu verwirklichen. 11 

 12 

Antrag S 2 13 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Bayern 14 

Empfänger*innen: AG Selbst Aktiv Bundesvorstand, SPD Bundesvorstand, SPD 15 

Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag 16 

(Angenommen) 17 

Verbot Online Spielcasinos 18 

Die Zahl der Spielsüchtigen in Deutschland steigt kontinuierlich an, zeigen die 19 

regelmäßigen Studien der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung. Die 20 

Zahl der Spielsüchtigen, bzw. jener Personen, die Gefahr laufen spielsüchtig zu 21 

werden, steigen stetig. Waren es 2014 noch knapp über 400.000 deutsche Bür-22 

ger, zeigen die Hochrechnungen von statistisch aussagekräftigen Umfragen für 23 

2016 bereits etwa 650.000 Betroffene. Betroffen sind auch immer mehr Kinder 24 

und Jugendliche. Spielsucht ist eine Langzeiterkrankung, also chronisch und da-25 

mit gemäß § 2 Satz 1 SGB IX eine Behinderung. 26 

Der Landesvorstand der AG Selbst Aktiv Bayern beantragt, die Bundeskonfe-27 

renz möge beschließen, dass die SPD Bundestagsfraktion und der SPD Bundes-28 

vorstand dafür sorgen, dass die bestehenden Gesetze zum Verbot von Glück-29 

spielen und speziell online Glücksspielen endlich ernst genommen und konse-30 

quent durchgesetzt werden. 31 

http://www.bzga.de/
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Antrag S 3 1 

Antragsteller*in: Kreisverband Steinburg  2 

Empfänger*innen: SPD-Landesparteitag Schleswig-Holstein, Ministerium für Ar-3 

beit und Soziales, SPE-Fraktion im Europäischen Parlament 4 

(Angenommen) 5 

Europaweite Inklusion schaffen – durch amtliche Schreiben 6 

in leichter Sprache und verständliche Sprache 7 

Amtliche Schreiben von öffentlichen Behörden sollen europaweit vermehrt in 8 

leichter Sprache oder verständlicher Sprache geschrieben werden. Dies kann 9 

auch mit dem Hinweis „Zusammenfassung in Leichter Sprache“ o.a. versehen 10 

werden. Verweise auf rechtliche Grundlagen sind davon nicht betroffen.  11 

§ 11 (1) Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) soll dahingehend geändert 12 

werden, dass eine Zusammenfassung von „Bescheide, Allgemeinverfügungen, 13 

öffentlich-rechtliche Verträge und Vordrucke“ nicht nur „auf Antrag“, sondern 14 

„zusätzlich“ oder „komplett“ in leichter Sprache formuliert werden soll. Dabei 15 

soll der Personenkreis auf alle Bürgerinnen und Bürger Deutschlands und Euro-16 

pas erweitert werden. 17 

 18 

Antrag S 4 19 

Antragsteller*in: AG Selbst Aktiv Sachsen 20 

Empfänger*in: SPD-Bundestagsfraktion 21 

(Angenommen) 22 

Entschädigung der Opfer und Hinterbliebenen von Opfern 23 

der Euthanasie-Verbrechen in den Jahren 1929 bis 1945 24 

Die Bundestagsfraktion der SPD und der Parteivorstand der SPD wird gebeten, 25 

sich dafür ein zu setzen, dass die der Opfer der Euthanasie-Verbrechen in den 26 

Jahren 1929 bis 1945 in der Gedenkkultur an die Opfer des Nationalsozialismus 27 

stärker berücksichtigt werden. Der Parteivorstand der SPD soll prüfen, in wel-28 
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cher Form ein angemessenes Erinnern und Mahnen an die Opfer der Euthana-1 

sie-Verbrechen innerhalb und außerhalb unserer Sozialdemokratischen Partei 2 

Deutschland möglich ist.  3 

 4 

Weitere Anträge 5 

Zurückgezogene: O 2, O 5, So 4 6 

Nichtbefasste: So 9 7 


